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(VKSK) oder die Nutzung von Erholungsflächen innerhalb 
von Komplexstandorten durch Bürgergemeinschaften werden 
vom sozialistischen Staat vorrangig gefördert. Sie gewinnen 
zunehmend an Bedeutung.

Im Rahmen sinnvoller und körperlich aktiver gärtnerischer 
und züchterischer Freizeittätigkeit nutzen die mehr als 
1,3 Millionen Mitglieder des VKSK die ihnen überlassenen 
Bodenflächen zur Erzeugung von pflanzlichen und tierischen 
Produkten und leisten damit zugleich einen wichtigen Beitrag 
zur Versorgung der Bevölkerung.

Die Bestimmungen des ZGB bilden die Grundlage zur Ge­
staltung der bodenrechtlichen Seite all dieser gesellschaftlichen 
Beziehungen. Die erstmals mit dem ZGB eingeführte Rege­
lung, den Vertrag über die Bodennutzung grundsätzlich unbe­
fristet abzuschließen, und die Tatsache, daß, wenn auf der 
Bodenfläche ein Wochenendhaus, ein Bungalow oder eine 
sonstige Baulichkeit für Erholungszwecke errichtet wurde, 
daran — unabhängig vom Eigentum am Boden — persönliches 
Eigentum begründet werden kann sowie der umfassende Kün­
digungsschutz des Nutzungsberechtigten entsprechen den In­
teressen und Bedürfnissen der Bürger. Das ist Ausdruck der 
staatlichen Förderung der Erholung und Freizeitgestaltung der 
Bürger und hat sich in der Praxis vollauf bewährt.

Schutz des sozialistischen Eigentums, des persönlichen 
Eigentums und weiterer Rechte der Bürger

Die im ZGB getroffenen Regelungen über das sozialistische 
Eigentum (§§ 17 ff.) dienen als Orientierung für ein aktives, 
den gesellschaftlichen Erfordernissen entsprechendes Handeln 
der Bürger und ihrer Kollektive in den Betrieben und Wohn­
gebieten.3 Die in der Massenbewegung für vorbildliche Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit erreichten Ergebnisse zeugen 
davon, daß die Werktätigen große Anstrengungen zum Schutz 
und zur Mehrung des gesellschaftlichen Reichtums unterneh­
men. Mit Konsequenz ist dieser Kampf zur Einhaltung der 
Ordnung beim Umgang mit sozialistischem' Eigentum weiter­
zuführen. Gleichermaßen wird ein verantwortungsbewußtes 
Verhalten gefördert, das den Schutz von Leben und Gesund­
heit, die Achtung des persönlichen Eigentums der Bürger so­
wie die Respektierung aller weiteren Rechte und Pflichten 
umfaßt (u. a. §§ 323 ff.).

Grundlegend für das gesamte Zivilrecht ist der Gedanke 
der Schadensvorbeugung und Schadensverhütung. Die Ver­
pflichtung aller Bürger und Betriebe, vorbeugend und scha­
densverhütend tätig zu werden und durch umsichtiges, ver­
antwortungsbewußtes Handeln sich und die Gesellschaft vor 
Schaden zu bewahren, bestimmt in zunehmendem Maße das 
Handeln der Werktätigen. Der Verhütung von Schäden und 
der Abwehr von Gefahren dient die Regelung des ZGB, nach 
der Bürgern, die verantwortungsbewußt im Interesse der Ge­
sellschaft handeln, alle eingetretenen Nachteile aus gesell­
schaftlichen Fonds ersetzt werden (§ 326). Alle staatlichen Or­
gane und insbesondere die Gerichte sind verpflichtet, die Bür­
ger bei der Geltendmachung ihrer Ansprüche zu unterstüt­
zen.

Bestandteil des Schutzes des sozialistischen Eigentums und 
der Rechte der Bürger ist auch die zügige und konsequente 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen.

Durch die Rechtsprechung und Rechtserläuterung leisten 
die Gerichte einen bedeutenden Beitrag zur Förderung des 
aktiven Handelns der Bürger und ihrer Kollektive zum Schutz 
des sozialistischen Eigentums und seiner planmäßigen Nut­
zung und Mehrung sowie zur Schadensverhütung und schnel­
len Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen. Als positiv 
erweist sich für durch Straftaten Geschädigte, daß sie ihre 
zivilrechtlichen Ansprüche bereits im Strafverfahren geltend 
machen können. Gegenwärtig wird dadurch bereits in ca. 
80 Prozent aller Schadenersatzanträge abschließend im Straf­
verfahren entschieden. In den anderen Fällen erfolgt eine Ver­
weisung an die Zivilkammer.

Immer mehr an Bedeutung gewinnt die Aufgabe der Ge­
richte, im Zusammenhang mit der auszusprechenden Ver­
pflichtung zum Schadenersatz auf den Rechtsverletzer erzie­
herisch Einfluß zu nehmen und mit dem Verfahren darauf 
hinzuwirken, daß die Ursachen und evtl, begünstigende Be­
dingungen der Rechtsverletzung erkannt und beseitigt wer­
den.

Das erfordert u. a.
— Erfahrungen der Gerichte aus der Rechtsprechung dazu nut­

zen, den Kampf der Werktätigen in den Betrieben zur wei­
teren Erhöhung der Verantwortung und zur Einhaltung 
von Ordnung und Sicherheit beim Umgang mit dem sozia­
listischen Eigentum zu unterstützen, insbesondere durch 
differenzierte Mitwirkung der Kollektive in Verfahren,

durch Verhandlungen vor erweiterter Öffentlichkeit und 
gezielte Verfahrensauswertung,

— verstärkte Einflußnahme auf Rechtsträger und Nutzer von 
Volkseigentum zur exakten und pünktlichen Kontrolle der 
sich aus der Inanspruchnahme gesellschaftlicher Fonds er­
gebenden Verpflichtungen und zu deren ordnungsgemäßer 
Durchsetzung, erforderlichenfalls im Wege der Vollstrek- 
kung.

Wirksamer Beitrag der Gerichte und Staatlichen Notariate 
zur Durchsetzung des Zivilrechts

Die Gerichte und Staatlichen Notariate sind ein wichtiger Ga­
rant der Rechtssicherheit und der strikten Wahrung der Ge­
setzlichkeit. Für beide Organe wurden mit Inkrafttreten des 
ZGB auch neue Rechtsgrundlagen für ihre Tätigkeit erlassen, 
die Zivilprozeßordnung (ZPO) vom 19. Juni 1975 (GBl. I 
Nr. 29 S. 533) und das Notariatsgesetz (NG) vom 5. Februar 
1976 (GBl. I Nr. 6 S. 93).

Mit der ZPO wurde ein einheitliches Verfahrensrecht für 
alle zivil-, familien- und arbeitsrechtlichen Angelegenheiten 
geschaffen. Sie ist ebenso wie das materielle Recht durch 
leichte Überschaubarkeit des Verfahrensablaufs und durch 
wirksame Unterstützung der Bürger bei der Wahrnehmung 
ihrer Rechte gekennzeichnet. Der erleichterte Zugang der Bür­
ger zum Gericht wird durch jährlich ca. 500 000 kostenlose 
Rechtsauskünfte und durch die ebenfalls kostenlose Inan­
spruchnahme der Rechtsantragstellen unterstützt. Dies führte 
jedoch nicht etwa zu einer Anhäufung konfliktreicher Verfah­
ren, sondern im Geigenteil dazu, daß ca. 2/3 der Konfliktfälle 
nach Klärung des Sachverhalts und nach Erläuterung der 
Rechtslage durch die Prozeßparteien im gegenseitigen Einver­
nehmen beendet werden. Die Mehrheit anhängiger Zivilrechts­
streite endet durch Einigung der Prozeßparteien oder durch 
Klagerücknahme. Nur etwa jeder 5. Zivilrechtsstreit endet 
derzeitig mit einem Urteil. Durch ihre bindende Wirkung ent­
halten die Urteile vielfach nicht nur Verhaltensanforderungen 
an die betreffenden Prozeßparteien, sondern darüber hinaus 
auch allgemeinverbindliche Orientierungen für die Gestaltung 
der Zivilrechtsbeziehungen der Bürger und Betriebe in Über­
einstimmung mit den gesellschaftlichen Interessen. Sie üben 
damit auch Anleitungsfunktion über die entschiedenen Pro­
zesse hinaus aus.

Gestützt auf die neue ZPO werden von den Gerichten der 
DDR seit Jahren die Zivilverfahren zu 80 Prozent innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten beendet. Das ist eine Erledigungs­
dauer, die auch international beachtlich ist. Nicht selten dau­
ern z. B. in kapitalistischen Ländern Westeuropas Zivil­
prozesse mehrere Jahre, was für die Beteiligten praktisch 
einer Rechtsverweigerung gleichkommt. Nach Ablauf von 
10 Jahren ist die Einschätzung gerechtfertigt, daß sich auch die 
Bestimmungen der ZPO in der Praxis bewähren und den An­
forderungen an eine rationelle und wirksame Verfahrensge­
staltung grundsätzlich gerecht werden.

Im Verhältnis zu den millionenfachen Zivilrechtsverträgen, 
die täglich abgeschlossen werden, ist die Zahl der gerichtlichen 
Verfahren zur Klärung von Zivilrechtsstreitigkeiten außer­
ordentlich gering. Die zahlenmäßige Zunahme der Verfahren 
von 38 409 (1975) auf 53 020 (1984) ist in erster Linie auf die 
quantitative Zunahme der Zahl von Zivilrechtsverträgen auf 
allen Lebensgebieten als Widerspiegelung des wachsenden 
Lebensstandards zurückzuführen. Sie ist ein Ausdruck dafür, 
daß die Bürger ihre Rechte kennen und auch durchsetzen. 
Auch verstärkte Rechtserläuterungen und gezielte Rechtspro­
paganda tragen dazu bei, daß sich das Rechtsbewußtsein der 
Bürger erhöht und Rechtsverletzungen nicht hingenommen 
werden. Diese Entwicklung zeigt zugleich, daß sich das Ver­
trauensverhältnis der Bürger zur sozialistischen Staats- und 
Rechtsordnung gefestigt hat.

Auf der Grundlage des Gesetzes über die gesellschaftlichen 
Gerichte (GGG) vom 25. März 1982 leisten auch die Schieds­
kommissionen einen wichtigen Beitrag zur Durchsetzung des 
Zivilrechts. Jährlich werden von ihnen etwa 5 500 Konflikte 
beigelegt, die sich insbesondere aus dem Zusammenleben der 
Bürger in Haus- und Wohngemeinschaften ergeben. Haupt­
formen der Beendigung dieser Konflikte sind Einigungen und 
Aussprachen vor Ort mit den Beteiligten. Durch ihr unmittel­
bares Wirken in den Lebensbereichen der Bürger tragen sie 
zur Förderung sozialistischer Verhaltensweisen und zur Ein­
haltung von Ordnung und Sicherheit in den Wohngebieten 
bei.

Nahezu 460 000 Notariatsverfahren werden jährlich auf der
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